
Bundessozialgericht

— 8 RU 66/77 -

Verkündet I m N a m e n d e s V o l k e s
am 2. Februar 1978

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

5) ......................... ..... . ........................ ...

zu 2) und 5) gesetzlich vertreten durch die Klägerin zu 4),

Klägerinnen und Revisionsklägerinnen,

Prozeßbevollmächtigte: ............................ ...... ....

g e g e n

..ooooooo...ononcounoonooc.nuo nnnnn O...... ........ e ....... ono

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 2. Februar 1978

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerinnen wird das Urteil des Landes—

sozialgerichts Niedersachsen vom 24. Mai 1977 aufgehoben.

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozial—

gerichts Oldenburg vom 20. August W974 wird zurückge—

wiesen.

Die Beklagte hat den Klägerinnen auch die außergerichtlichen

Kosten des Berufungs— und Revisionsverfahrens zu erstatten.
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Die Klägerinnen begehren Leistungen aus der gesetzlichen Un—

fallversicherung aus Anlaß des tödlichen Verkehrsunfalles

ihres Ehemannes bzw Vaters. Die Beteiligten streiten darüber,

ob der Versicherungsschutz infolge Alkoholgenusses ent—

fallen war.

Der 1940 geborene Ehemann der Klägerin zu 1) und Vater der
Klägerinnen zu 2) und 5) Bernhard N (M.) war seit Oktober

1971 für zwei Jahre bei dem Elektromeister August n M?’

in Cloppenburg als Umschüler zum Elektroinstallateur be—

schäftigt. In der zweiten Hälfte des Jahres 1972 hatte M.

zusammen mit den Elektromonteuren S und T in

einem Kirchenneubau in Oldenburg—Eversten gearbeitet. Die

regelmäßige Arbeitszeit dauerte von 8.00 bis 16.00 Uhr. Den

Weg von Cloppenburg nach Oldenburg und zurück legten die

drei Genannten im Pkw des S zurück, der überwiegend

von diesem, vereinzelt aber auch von M. oder T‘ gefahren

wurde. Am 20. Oktober 1972 — einem Freitag — kam das Fahrzeug

auf der Rückfahrt gegen 14.45 Uhr auf gerader Strecke von
der nassen Fahrbahn ab, fuhr im spitzen Winkel gegen einen

45 m weiter — rechts neben der Fahrbahn — stehenden Straßen—

baum, wurde — insbesondere auf der rechten Seite — total

beschädigt und blieb 11,4 m hinter dem Baum auf der Straßen—

mitte stehen. M. und T wurden dabei getötet, S

erlitt schwere Verletzungen. M. lag 5,5 m hinter dem Heck des

Wagens am linken Straßenrand, T'* in Höhe des Beifahrer—

sitzes rechts unmittelbar neben dem Wagen; & wurde neben

der geöffneten Fahrertür gefunden. Die 5 5/4 Stunden nach dem

Unfall entnommene Blutprobe ergab für den Unfallzeitpunkt bei

S eine Blutalkoholkonzentration (BAK) von ca 2 %o. (Das

Strafverfahren gegen € ' w- endete mit einem Freispruch, weil

nach dem Beweisergebnis nicht er, sondern mit hoher Wahrschein—

lichkeit M. den Wagen gefahren habe). Bei T: betrug die
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BAK im Leichenblut 2,89 %0 bzw 2,82 %0. Von der Leiche des
M. konnte wegen des Blutverlustes kein Blut zur Alkoholbe—

stimmung entnommen werden.

Die Beklagte lehnte mit Bescheid vom 24. September 1975 Ent—

schädigungsansprüche der Klägerinnen ab, weil sich M. und

seine beiden Arbeitskollegen vom Betrieb gelöst hätten, indem

sie sich am Unfalltage ab 9.50 Uhr nur noch unterhalten und

alkoholische Getränke zu sich genommen hätten. Außerdem sei

der Unfall durch die alkoholbedingte Verkehrsuntüchtigkeit

des Pkw—Fahrers, bei dem es sich nach den Gesamtumständen um
S — gehandelt haben müsse, verursacht werden. M. habe

dessen Fahruntüchtigkeit erkennen können. Das Sozialgericht

(SG) Oldenburg hat die Beklagte verurteilt, den Klägerinnen
Hinterbliebenenentschädigung aus der Unfallversicherung zu

gewähren (Urteil vom 20. August 1974). Zwar sei davon auszu—
gehen, daß M. zur Unfallzeit den Pkw gefahren habe; es sei

aber nicht feststellbar, daß er alkoholbedingt fahruntauglich

gewesen sei. Das SG hat die Berufung zugelassen. Das Landes-

sozialgericht Niedersachsen (LSG) hat das Urteil des SG auf—
gehoben und die Klage abgewiesen (Urteil vom 24. Mai 1977).

Es hat zur Begründung ua ausgeführt: M. habe zwar bei dem An—

tritt der Fahrt unter Versicherungsschutz gestanden. Für den

Unfallzeitpunkt sei jedoch der Versicherungsschutz zu ver—
neinen, weil nicht habe festgestellt werden können, daß der

Unfall allein oder wesentlich durch die versicherte Wegege—

fahr verursacht worden sei. Nach den festgestellten Tat—

sachen sei es wahrscheinlich, daß M. im Unfallzeitpunkt den

Pkw gefahren habe. Ferner sei es hinreichend wahrscheinlich,

daß M. alkoholische Getränke in einem solchen Ausmaß zu sich

genommen hatte, daß seine Verkehrstüchtigkeit als Führer

eines Kraftfahrzeuges in rechtserheblichem Umfang herabge—

setzt gewesen sei. Die alkoholbedingte Fahruntauglichkeit sei

wahrscheinlich die wesentliche Unfallursache gewesen. Zwar

habe bei M. keine Feststellung der BAK vorgenommen werden

können, seine Fahruntauglichkeit sei aber mit Wahrscheinlich—
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keit den durch die Beweisaufnahme festgestellten Umständen

zu entnehmen. Die 5 Mitarbeiter der Firma H hätten

im Laufe des Vormittags des Unfalltages 2 Flaschen Rum

oder Rumverschnitt ZU 0,7 l, gemischt mit erheblichen Mengen

Coca—Cola, getrunken. Bei gleicher Trinkmenge müßte deshalb

bei jedem der Beteiligten eine BAK von weit mehr als 1,5 %o

entstanden sein, wie sie auch bei T und 9 fest—

gestellt worden sei. Gleichwohl sei die Schlußfolgerung,

daß dieses auch bei M. der Fall gewesen sei, nicht gerecht—
fertigt. Nach der Aussage des Zeugen Z. habe sich M. zwar
auch am Genuß des Cola—Rum«Getränkes beteiligt, sich aber

mehr 818 die beiden Kollegen zurückgehalten. Aufgrund weiterer

Beweisanzeichen sei aber wahrscheinlich, daß M. unter Alkohol—
beeinflussung gestanden habe und relativ fahruntauglich ge-

wesen sei, was’bereits bei einer BAK von 0,4 %o der Fall

sein könne. Ferner bestätige der Unfallverlauf selbst, daß

M. wahrscheinlich fahruntüehtig gewesen sei. Das Abkommen

von gerader Fahrbahn sei eine typische Folge einer alkohol—

bedingten Fahruntüchtigkeit des Fahrzeugführers. Unfall—
ursachen, die in der Wegegefahr begründet gewesen sein könnten,

seien nicht wahrscheinlich.

Die Klägerinnen haben die Vom LSG zugelassene Revision ein—

gelegt. Sie meinen ua, aufgrund der Beweisaufnahme habe das

LSG nicht davon ausgehen dürfen, daß M. den verunglückten
Pkw gefahren habe. Vielmehr sei wahrscheinlich S :. der

Fahrer gewesen. Aber selbst wenn man annehme, daß M. den
Wagen gefahren habe, habe das LSG den Versicherungsschutz zu

Unrecht verneint. Die Beweisaufnahme, insbesondere die Aus—

sagen des Zeugen Z., habe nicht ergeben daß M. alkoholbedingt

fahruntauglich gewesen sei.

Die Klägerinnen beantragen,

das Urteil des LSG Niedersachsen vom 24. Mai 1977

aufzuheben und die Berufung der Beklagten gegen
das Urteil des SG Oldenburg vom 20. August 1974

zurückzuweisen.
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Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Das LSG sei zutreffend davon ausgegangen, daß M. Fahrer des

verunglückten Pkw's gewesen sei. Auch sei die Beweiswürdi—

gung des LSG bezüglich der Fahruntüchtigkeit des M. nicht

zu beanstanden.

II

Die zulässige Revision ist begründet. Den Klägerinnen stehen

Hinterbliebenenleistungen aus der gesetzlichen Unfallver—

sicherung aus Anlaß des tödlichen Unfalls des M. zu.

Nach @ 550 Satz 4 der Reichsversicherungsordnung (EVO) in

der bis zum 51. Dezember 1975 gültigen Fassung (Jetzt 5 550

Abs 1 EVO) gilt als Arbeitsunfall ua auch ein Unfall auf

einem mit einer der in @ 559 EVO genannten Tätigkeiten zu—
sammenhängenden Weg nach und von dem Ort der Tätigkeit. Nach

den nicht angegriffenen Feststellungen des LSG (@ 165
Sozialgerichtsgesetz —SGG—)befand sich M. im Unfallzeit—

punkt auf dem Heimweg von seiner Arbeitsstelle. Weder hatte

er sich von seiner betrieblichen Tätigkeit gelöst, noch er—
eignete sich der Unfall auf einem unversicherten Umweg.

Das LSG hat den Versicherungsschutz des M. verneint, weil

Unfallursache nicht die Wegegefahr gewesen sei. Vielmehr sei

es hinreichend wahrscheinlich, daß M. den verunglückten Pkw

gefahren habe, obwohl er wahrscheinlich alkoholbedingt ver—

kehrsuntauglich gewesen sei (vgl Bl 25 des LSG—Urteils);

darin sei die rechtlich allein wesentliche Unfallursache

zu sehen. Für die vorliegende Entscheidung kann dahinstehen,

ob die Revisionsrügen gegen die Feststellung des Berufungs—

gerichts, M. sei Fahrer gewesen, durchgreifen. Dieser Umstand
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allein läßt den Versicherungsschutz nicht entfallen. Hinzu—

kommen muß die Feststellung, daß er fahruntüchtig gewesen

ist. Ebenso setzt die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts

(BSG), wonach der Versicherungsschutz entfällt, wenn sich

nicht aufklären läßt, wer von den Insassen eines Pkw dessen

Fahrer gewesen ist, zunächst die Feststellung voraus, daß

alle als mögliche Führer des Fahrzeugs in Betracht kommende

Personen verkehrsuntüchtig gewesen sind (BSGE 50, 121). Die

Revision rügt im Ergebnis zu Recht, daß das LSG den Klage—

anspruch nicht mit der Begründung verneinen durfte, M. sei

wahrscheinlich verkehrsuntüchtig gewesenlund dieser Umstand

sei als rechtlich allein wesentliche Unfallursache anzusehen.

Das Berufungsgericht ist zu dieser Entscheidung unter Zu—

grundelegung der Auffassung gelangt, für die Feststellung

aller entscheidungserheblicher Tatsachen, somit auch für die

anspruchshindernden bzw. — ausschließenden - hier für die

Fahruntüchtigkeit — genüge ihre hinreichende Wahrscheinlich—

keit. Dem kann nicht gefolgt werden.

Zwar trifft es zu, daß nach ständiger Rechtsprechung zur Be—

jahung des ursächlichen Zusammenhangs im Unfallversicherungs—

recht eine hinreichende Wahrscheinlichkeit ausreicht (vgl

auch 5 1 Abs 5 Satz 4 Bundesversorgungsgesetz —BVG—). Hierunter

ist eine Wahrscheinlichkeit zu verstehen, nach der bei ver—
nünftiger Abwägung aller Umstände den für den Zusammenhang

sprechenden Umständen ein deutliches Übergewicht zukommt,

so daß darauf die richterliche Überzeugung gegründet werden

kann (vgl Urteil BSG vom 22. September 1977 — 10 BV 15/77; s.
auch BSGE 52, 205, 209; Brackmann, Handbuch der Sozialver—

sicherung, Stand April 4977, S. 244 1). Hier würde demnach

der Versicherungsschutz entfallen, wenn mit hinreichender

Wahrscheinlichkeit festgestellt werden könnte, daß eine

alkoholbedingte Fahruntüchtigkeit des M. die Wesentliche Un—

fallursache war. Das setzt aber zunächst die Feststellung

der Verkehrsuntüchtigkeit selbst voraus. In den Entscheidungen

des BSG, die sich mit dem Versicherungsschutz bei Unfällen
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in Zusammenhang mit Alkoholgenuß befassen, ist immer ausge—

führt a oder es wird aufgrund der über der Grenze der ab—
soluten Fahruntüchtigkeit liegenden BAK davon ausgegangen —,
daß zunächst Tatsachen festgestellt werden müssen, die dem

Gericht die (volle) Überzeugung verschaffen, daß der Ver—
letzte oder Getötete fahruntüchtig war° Erst wenn alkoholbe—

dingte Fahruntüchtigkeit festgestellt ist, ist weiter zu
prüfen, ob diese für den Unfall allein wesentlich war (BSGE

56, 55, 58; USK 7564, So 266; Urteil des 2, Senats vom
9, März 1977 — 2 EU 55/76 S, 6; Urteile des erkennenden Senats

in SozR 2200 5 550 Nr 29 und 8 RU 6/77 vom 26, April 1977).

Für die Feststellung der Fahruntüchtigkeit reicht entgegen

der Ansicht des LSG eine hinreichende Wahrscheinlichkeit

nicht aus° Hier sind vielmehr die allgemein auch im sozial—

gerichtlichen Verfahren geltenden Grundsätze für die an
die richterliche Beweiswürdigung und Überzeugungsbildung

zu stellenden Anforderungen anzuwenden. Danach ist es zwar

nicht erforderlich, daß entscheidungserhebliche Tatsachen mit

absoluter Gewißheit festgestellt werden, dh es wird keine

Überzeugung des Gerichts vorausgesetzt, die jede nur denk—

bare andere Möglichkeit ausschließt° Vielmehr ist ein der

Gewißheit nahekommender Grad der Wahrscheinlichkeit genügend

— aber auch notwendig — (BSGE 7, 105, 106; 32, 205, 207;
Peters/Sautter/Wolff, Kommentar zur Sozialgerichtsbarkeit,

Stand Juni 1977, Anm 2 zu @ 128)° lm Schrifttum wird auch
formuliert, das Gericht müsse von den entscheidungserheb—

lichen Tatsachen Gewißheit haben, müsse sich aber mit einem

für das praktische Leben brauchbaren Grad von Gewißheit

begnügen (Meyer—Ladewig, SGG, 1977, Rdnr 5 zu @ 128 mit

weiterem Nachweis). Eine Tatsache ist bewiesen, wenn sie

in so hohem Grade wahrscheinlich ist, daß alle Umstände des

Falles nach vernünftiger Abwägung des Gesamtergebnisses des

Verfahrens und nach der allgemeinen Lebenserfahrung geeignet

sind, die volle richterliche Überzeugung hiervon zu be—

gründen (BSGE 8, 159, 161; Urteil des 10, Senats des BSG

vom 22° September 1977 - 10 RV 15/77 S° 17 mit weiteren

Nachweisen)°JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 8 _

Geringere Anforderungen an die Überzeugungsbildung des Ge—

richts (als die an den vollen Beweis zu stellenden) sind

ausnahmsweise beim ursächlichen Zusammenhang deshalb zuge—

lassen, weil letzterer zu den Tatsachen gehört, für die

ein strenger Beweis kaum zu führen sein wird„ Es werden des—

halb Beweiserleichterungen dahin eingeräumt, daß lediglich

eine hinreichende Wahrscheinlichkeit für die Kausalität

bestehen muß; das Gericht ist somit in der Zusammenhangs—

frage bei seiner Würdigung und Überzeugungsbildung freier

gestellt (BSGE 52, 205, 208)„ Das gilt aber nicht für die
übrigen anspruchsbegründenden oder —hindernden Tatsachen;

so etwa für die Feststellung des Vorliegens einer Krankheit

als Ursache einer Berufs— oder Erwerbsunfähigkeit (vgl BSGE
52, 205, 210) oder im Unfallversicherungsrecht für die neben

dem ursächlichen ZuSammenhang anspruchsbegründenden Tatbe—

standsmerkmale. Ebenso wie die sonstigen positiven anspruchs—

begründenden Tatbestandsmerkmale in der Unfallversicherung

des vollen Beweises bedürfen, gilt dies auch für das soge-
nannte "negative Tatbestandsmerkmal” der alkoholbedingten

Fahruntauglichkeit (BSGE 55, 216, 278)„ Denn es kann nicht
richtig sein, daß das behauptete Unfallereignis als solches

oder das Vorliegen einer Krankheit bewiesen sein muß, ein

darauf gegründeter Anspruch aber schon dann zu verneinen

ist, wenn das negative Tatbestandsmerkmal "alkoholbedingte

Fahruntauglichkeit" lediglich hinreichend wahrscheinlich

ist. Etwas anderes hat der erkennende Senat auch in seinem

vom LSG zitierten Urteil vom 20„ Januar 1977 (BSGE 45, 110 ff)

nicht zum Ausdruck bringen wollen. Wie das LSG zutreffend

erkannt hat, tragen die darin enthaltenen Ausführungen über

den Grad der Wahrscheinlichkeit das Urteil nicht. Da sie

allerdings zu Mißverständnissen Anlaß geben könnten, wird

hier zur Klarstellung noch einmal zusammenfassend hervor—

gehoben: Der Prüfung der Frage, ob alkoholbedingte Verkehrs—

untüchtigkeit mit Wahrscheinlichkeit, die rechtlich allein

wesentliche Unfallursache war (= ursächlicher Zusammenhang),

hat zunächst die Feststellung des Vorliegens alkoholbe—

dingter Verkehrsuntüchtigkeit voranzugehen. Diese muß unter
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Außerachtlassung Von nur denkbaren anderen Möglichkeiten nach—
gewiesen sein (= Voller Beweis). Annahmen und Vermutungen

reichen hier nicht aus (vgl BSG SozR 2200 RVO @ 550 Nr 29),

ebensowenig die bloße Wahrscheinlichkeit.

Da das LSG im angefochtenen Urteil von einer anderen Auf—

fassung ausgegangen ist, war seine Entscheidung schon aus
diesem Grunde aufzuheben.

Der Senat konnte in der Sache selbst entscheiden (5 170

Abs 2 SGG)—Das LSG hat festgestellt, M. habe zusammenmit
seinen beiden KOllegen Alkohol in Form von Coca—Cola mit
Rumgetrunken. ES hat weiter ausgeführt, aufgrund der Be—
weisaufnahme könne nicht angenommen werden, daß M. sich in
demselben Umfang an dem Verzehr dieser Getränke beteiligt

habe wie die beiden Mitarbeiter, deren festgestellte BAK eine
(absolute) Fehruntauglichkeit als sicher erscheinen lasse;
vielmehr habe sich M. nach Aussage des Zeugen 2. mehr zurück—

sehalten als € und T . ‚_ Es sei lediglich erwiesen,
daß er überhaupt Alkohol getrunken habe. Eine BAK—Feststel—
lung war bei M. nicht möglich. Hinsichtlich seines Trunken-

heitserades hat das LSG festgestellt, er habe auf den Zeu—

gen B * & den Eindruck gemacht, "etwas getrunken zu haben".
Ferner sei der Pkw auf gerader Strecke von der Fahrbahn ab—
gekommen und in Spitzem Winkel gegen einen Baum gefahren,

was ‘ unter der Voraussetzung, daß M„ der Fahrer gewesen sei —
ebenfalls für seine Trunkenheit spreche. Die außerdem ver—
nommenen Zeugen hätten über eine etwaige Trunkenheit des M.
keine verwertbaren Aussagen machen können. Aus diesen Fest—

stellungen und den Gesamtumständen ergibt sich, daß eine
weitere SeChverhaltsaufklärung durch das LSG nicht möglich
ist.

Die festgestellten Tatsachen liefern nicht den(vollen) Beweis

der alkoholbedingten Verkehrsuntüchtigkeit des M. Der er—

kennende Senat hat in seinem in dieser Sache ergangenen ersten

Urteil (vom 22. Juni 4976 _ s RU 96/75 -) zwar die Ansicht

_ 40 _
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des LSG bestätigt, daß der Nachweis der alkoholbedingten

Verkehrsuntüchtigkeit auch dann nicht ausgeschlossen ist,

wenn keine Bestimmung der BAK vorgenommen wurde. Er hat

aber gleichzeitig darauf hingewiesen, daß die BAK das zu—

verlässigste Beweismittel für die Menge des genossenen

Alkohols und damit für die Frage der Verkehrsuntüchtigkeit

ist. Soll die Feststellung sich auf andere Beweisanzeichen

stützen, muß entsprechend sorgfältig abgewogen werden,

welcher Wert ihnen zukommto Im Urteil vom 20„ Januar 4977

(aaO) hat der Senat ausgeführt, je geringer die festge—
stellte BAK sei, desto höhere Anforderungen seien an den

Beweiswert der sonstigen, für das Vorliegen von Fahruntüchtig—

keit sprechenden Umstände zu stellen, um das hinsichtlich

der BAK bestehende "Beweisdefizit" auszugleichen. Dieser

Grundsatz muß um so mehr gelten, wenn eine BAK überhaupt

nicht festgestellt worden ist, insoweit also nicht nur ein

"Beweisdefizit" vorliegt, sondern jeglicher Beweis fehlt.

In einem solchen Fall kann nur dann aus einem oder einigen

wenigen Beweisanzeichen auf eine alkoholbedingte Verkehrs-

untüchtigkeit des Verletzten oder Getöteten geschlossen

werden, wenn diese so typisch für eine Alkoholbeeinflussung

sind, daß andere Erklärungen für die betreffenden Verhaltens—

weisen so gut wie ausgeschlossen sind. Sind solche eindeutigen

Beweisanzeichen nicht feststellbar, könnte eine Verkehrsun—

tüchtigkeit nur aufgrund einer erheblichen Anzahl für sich

allein genommen nicht beweiskräftiger Merkmale einer Alko—

holbeeinflussung festgestellt werden, die zusammen die Über—

zeugung von der Verkehrsuntüchtigkeit vermitteln (sogenannter

Summationsbeweis; vgl hierzu Ponsold, Lehrbuch der gericht—
lichen Medizin, 5. Aufl 4967, S. 215). Als Beweisanzeichen

für eine alkoholbedingte Fahruntauglichkeit hat das BSG

ua angesehen: die Fahrweise des Betroffenen, wie ZB über-

höhte Geschwindigkeit, das Fahren in Schlangenlinien,

plötzliches Bremsen, sowie sein Verhalten unmittelbar vor,

bei oder nach dem Unfall (vgl BSGE 56, 55, 58; BSG in USK

7564 S. 266 und 75164; Urteil vom 9. März W977 — 2 RU 35/76).
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Der erkennende Senat hat hinsichtlich der Würdigung solcher

Beweisanzeichen wiederholt ausgeführt, daß ein Fehlverhalten

nur dann eine alkoholbedingte Fahruntüchtigkeit beweist,

wenn es nicht ebensogut auch andere Ursachen haben kann,

wie zB Unaufmerksamkeit, Leichtsinn, Ubermüdung und eine

bestimmte körperliche Verfassung (SozR 2200 % 550 EVO Nr 29;

Urteil vom 26. April 4977 —8 RU 6/77).

Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze ist aufgrund der

Feststellungen des LSG eine alkoholbedingte Fahruntauglich—

keit des M. zum Unfallzeitpunkt nicht bewiesen. Es sind

lediglich zwei Beweisanzeichen festgestellt, aus denen das

LSG in Verbindung mit dem Umstand, daß M„ Alkohol — in einer

unbekannten Menge — zu sich genommen hatte, auf seine Fahr—

untüchtigkeit geschlossen hat. Diese beiden Tatsachen sind

aber nicht so typisch für eine Alkoholbeeinflussung, daß

sie allein zum Beweis einer dadurch bedingten Fahruntaug—

lichkeit ausreichen. Der Eindruck, den der Zeuge &

aufgrund der Gebärden und des Gesamtverhaltens des M. ge—

wonnen hatte, und der ihn zu der Annahme veranlaßte, M.

habe "etwas getrunken", hat keinen wesentlichen Beweiswert.

Insbesondere fehlt die nähere Kennzeichnung besonderer Zeichen

von Alkoholbeeinflussung innerhalb des Gesamtverhaltens. Das

Abkommen von gerader Fahrbahn ist zwar ein Indiz für eine

alkoholbedingte Verkehrsuntauglichkeit, da es bei vielen auf

Alkoholgenuß beruhenden Verkehrsunfällen festzustellen ist

(vgl Ponsold aaO S° 215). Für sich allein genommen oder auch

im Zusammenhang mit weiteren, eine Alkoholbeeinflussung nicht

oder nur wenig kennzeichnenden Verhaltensweisen reicht ein
solcher Fahrfehler aber zum Nachweis der Verkehrsuntüchtig—

keit nicht aus (vgl auch das Urteil des erkennenden Senats

in USK 75464). Dieser Fehler kann ZB auch durch Einschlafen

(Ponsold aaO, S‚ 245), Unaufmerksamkeit oder Ablenkung durch

Mitfahrer — hier saß nach den Feststellungen des LSG der am

stärksten alkoholbeeinflußte Arbeitskollege T vorn
auf dem Beifahrersitz —Verursacht werden sein. Für die Fahr—

_ 42 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 42 _

strecke von 45 m, die der Pkw hier in spitzem Winkel von

der Fahrbahn abweichend bis zu dem Baum zurückgelegt hat,

gegen den er geprallt ist, werden bei einer Geschwindigkeit

von 60 km/h lediglich ca 2,5 sec, bei 80 km/h knapp 2 sec

und bei 100 km/h ca 1,5 sec benötigt, so daß schon ein ganz

kurzfristiges Nachlassen der Aufmerksamkeit zu einem solchen

Unfall führen kann. Ohne Feststellung der BAK kann ein Fahr—

fehler jedoch allein nur dann als Beweis für die alkoholbe—

dingte Fahruntauglichkeit gewertet werden, wenn er besonders

gravierend oder außergewöhnlich verkehrswidrig ist (vgl

Urteil BSG in USK 72182; dort war der Getötete ca 9 km auf

der Gegenfahrbahn der Autobahn gefahren). Ein solcher ein—
deutiger Fehler lag aber hier nicht vor.

Da somit aufgrund der tatsächlichen Feststellungen des LSG

eine alkoholbedingte Verkehrsuntüchtigkeit des M„ nicht nach—

weisbar ist und die sonstigen Voraussetzungen der @@548,

550 EVO erfüllt sind, ist der Entschädigungsanspruch der

Klägerinnen begründet (BSG in SozR 2200 5 550 EVO Nr 29;
BSGE 45, 140, 112). Das erstinstanzliche Urteil war daher

unter Aufhebung der angefochtenen Entscheidung des LSG

wiederherzustellen, ohne daß auf die übrigen Revisionsrügen

weiter eingegangen zu werden brauchte.

_ 45 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ q; _

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus 5 495 SGG.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

